Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 14. 


(Nr. 6294.) Privilegium wegen Ausfertigung einer dritten Serie auf den Suhaber lautender 
Kreis⸗Obligationen des Pillkallener Kreifes im Betrage von 57,000 Thalern. 
Vom 26. Februar 1866. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Pillkallener Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 4. November 1865. beſchloſſen worden, die zur Vollendung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten, außer den durch die Privilegien vom 5. Sep⸗ 
tember 1863. und 14. Auguſt 1865. (Geſetz⸗Samml. Nr. 5766. fir 1863. 
S. 639. und Nr. 6169. fuͤr 1865. S. 907.) genehmigten Anleihen von 
78,000 Thalern und 30,300 Thalern, noch erforderlichen Geldmittel im Wege 
einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons 
verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 57,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 
Obligationen zum Betrage von 57,000 Thalern, in Buchſtaben: ſieben und 
fünfzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 


10,000 Thaler A 500 Thaler, 


10,000 =: 4 200 E 
32,000 „0 
5,000 : 4 50 r 


= 57,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 
fuͤnf Prozent jahrlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu be⸗ 
ſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1867. ab mit wenigſtens 
jährlich Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den ge⸗ 
tilgten Schuldverſchreibungen, zu amortiſiren find, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
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Ausgegeben zu Berlin den 24. April 1866. 


Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend 
zu machen befugt iſt. \ 
Das vorſtehende Privilegſum, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obliga⸗ 
tionen eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt 

durch die Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 26. Februar 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Pillkallener Kreiſes 


V Thaler Preußiſch Kurant. 
III. Emiſſton. 


Auf Grund des unter beftätigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
4. November 1865. wegen Aufnahme einer Schuld von 57,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Rommiſſion fir die Chauſſeebauten des Pillkallener Kreiſes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers un⸗ 
kündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von Thalern Preußiſch 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich 
zu verzinſen iſt. 5 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 57,000 Thalern geſchieht 

vom Jahre 1867, ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten ene 
ü fonds 


fonds von wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jährlich, unter 
Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1867. ab in dem 
Monate Februar jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 

Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und Einen Monat vor 
dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Gum⸗ 
binnen, ſowie in dem Pillkallener Kreisblatte und dem Koͤniglichen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem 
verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Pillkallen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine zuruͤckzu⸗ 
liefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren 
zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts - Ordnung 
Theil I. Titel 51. HH. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Pillkallen. 

Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. ; 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres .... ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. N 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Pillkallen gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗ 
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Serie erde Talons. Bein Berlufle des Talons erfolg gt die g 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren e rechtzeitig geſchehen iſt. 


Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 


bei en zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt 


Pilkallen, Nn a ee 18%, 
Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 


— nn 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zins Kupon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Pillkallener Kreiſes 
III. Emiſſion 


s EI RE ern 
uber Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
Aber hals Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes SEO empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in 
9 8 e u DD ae esp DOM Sn ne 
„ und ſpaͤterhin die A der vorbenannten Kreis⸗ higher für 
das Halbjahr vom .......... P! mit (in Buchſtaben ) Thalern 
BES Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Pillkallen. 
Pit ellen, ns. an 18. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 


Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab ge⸗ 
rechnet, erhoben wird. 


Pro⸗ 


provinz Preußen ; Regierungsbezirk Gumbinnen. 
I‚5 


zur i 
Kreis⸗Obligation des Pillkallener Kreifes 
III. Emiſſion. 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Pillkallener Kreiſes III. Emiſſion 


Liitr, . über Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 


die .. te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Pillkallen, ſofern nicht von dem als ſolchen legitimirten In⸗ 
haber der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben wird. 


Mifallen, ven sn rn. 18.. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für die Chauſſeebauten im 
Pillkallener Kreiſe. 


Cr. 6295.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Oberbarnimſchen Kreiſes im Betrage von 12,000 Thalern. Vom 5. Maͤrz 
1866. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem von den Ständen des Oberbarnimſchen Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage am 5. September 1865, beſchloſſen worden, zu den Grunderwerbungs⸗ 
Koſten der Eiſenbahn von Neuſtadt⸗Eberswalde nach Wriezen einen Beitrag 
von 12,000 Thalern aus Kreismitteln zu leiſten und die dazu erforderlichen 
Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag 
der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit 
Zinskupons verſehene, Seitens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zum 
Betrage von 12,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, in Gemaͤßheit des H. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von zwoͤlftauſend Thalern in Apoints von Einhundert, fuͤnfhundert und Eintauſend 
Thalern, deren Anzahl vor der Ausgabe unter Genehmigung der Regierung 

in Potsdam naͤher zu beſtimmen iſt und welche nach dem beifolgenden Schema 
a in Gemaͤßheit des beigefügten Planes auszufertigen, mit fünf vom Hundert 
jaͤhrlich zu verzinſen und nach einer durch das Loos zu beſtimmenden Folge⸗ 
(Ar. 62946295.) i ord⸗ 


NL, ; „ 
ordnung vom Jahre 1866. ab in höchftens 26 Jahren zu tilgen find, durch 
gegenwartiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der recht⸗ 
lichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus 
hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu 
duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die Geſetz— 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 5. März 1866. 


(JL. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Be 


zu einer von dem Oberbarnimſchen Kreiſe Behufs Zahlung eines 

Beitrages zu den Grundentſchädigungsgeldern für den Neuſtadt⸗ 

Eberswalde ⸗ Wriezener Eiſenbahnbau aufzunehmenden Anleihe 
von 12,000 Thalern. 


$ 1. 

Von den Ständen des Oberbarnimſchen Kreiſes iſt auf dem Kreistage 
vom 5. September 1865. beſchloſſen worden, zu den Grundentſchaͤdigungsgeldern 
fuͤr die von Neuſtadt⸗Eberswalde bis Wriezen zu bauende Eiſenbahn einen 
Beitrag von 12,000 Thalern zu geben und dieſe Summe durch eine Anleihe 
gegen Ausgabe von Kreis⸗ Obligationen au porteur aufzubringen, welche mit 
jährlich fünf Prozent verzinſet und innerhalb eines Zeitraumes von 26 Jahren 


nach Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes amortiſirt werden ſollen. 


H. 2. 

Demgemaͤß werden Kreis⸗Obligationen in Apoints zum Betrage von 
Einhundert Thaler, fuͤnfhundert Thaler und Eintauſend Thaler ausgefertigt und 
ausgegeben. Die Darleiher begeben ſich des Kuͤndigungsrechts; dagegen ſteht 
i der 
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der Kreisvertretung die Befugniß zu, die Obligationen durch öffentliche Bekannt⸗ 

machungen in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Potsdamer Amtsblatt 
und dem Oberbarnimſchen Kreisanzeiger mit einer ſechs monatlichen Friſt zu 
kuͤndigen. 5 


Die Auszahlung der gekuͤndigten Betraͤge erfolgt aus dem zur Amorti⸗ 
ſation beſtimmten Fonds, welcher gleichzeitig mit dem Verzinſungsfonds durch 
eine Kreisabgabe gebildet wird. Die Reihenfolge, nach welcher die Obligationen 
zur Amortiſation gelangen, wird durch das Loos beſtimmt. 


H. 4. 

Bis zur Zuruͤckzahlung der Kapitalbetraͤge werden dieſelben mit fuͤnf 
Prozent in halbjaͤhrlichen Terminen verzinſt. 

Behufs dieſer Zinszahlung werden den Obligationen zunaͤchſtet 
Stuͤck und ſodann fuͤr fuͤnfjaͤhrige Perioden Zinskupons nebſt einem Talon bei⸗ 
gefuͤgt. Die Zahlung der Zinſen erfolgt von der Oberbarnimſchen Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe in Freienwalde a. d. O. gegen Abgabe der faͤlligen Kupons. 

Bei derſelben Kaſſe werden nach Ablauf einer Serie der ausgegebenen 
Zinskupons, gegen Abgabe des Talons, die Zinskupons der folgenden Serie 
nebſt Talon nach Maaßgabe der durch die im H. 2. genannten Blaͤtter jedes⸗ 
mal vorher zu veroͤffentlichenden naͤheren Beſtimmungen verabreicht. 


H. 5. 

Die Ruͤckzahlung der gekuͤndigten Betraͤge erfolgt gegen Abgabe der 
Obligationen nebſt den dazu gehörigen, noch nicht fälligen Kupons und Talon 
ebenfalls von der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Freienwalde a. d. O. 

Fuͤr etwa fehlende Kupons werden die Betraͤge von dem Kapital in 
Abzug gebracht. 

F. 6. 


Gekuͤndigte Obligationen, deren Betrag am feſtgeſetzten Termine nicht 
erhoben wird, koͤnnen innerhalb der naͤchſten dreißig Jahre jederzeit zur Ein⸗ 
löfung eingereicht werden; mit dem Verfalltage erliſcht indeß die Verzinſung. 
Nach Ablauf von dreißig Jahren nach dem Verfalltage verlieren die Obligationen 
ihren Werth und es ſteht der Kreisvertretung die Befugniß zu, daruͤber als über 
ein Eigenthum des Kreiſes zu verfügen. Während dieſer dreißig Jahre muͤſſen 
Nummer und Littera der gekuͤndigten und noch nicht abgehobenen Obligationen 
alljährlich durch die im F. 2. bezeichneten Blätter bekannt gemacht und die 
Inhaber zur Abhebung der Betrage aufgefordert werden. Die Zinskupons 
verjähren in vier Jahren, vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit an 
gerechnet. 

; H. Wir 2 

Das Aufgebot und die Amortifation verlorener oder fonft abhanden ge: 
kommener Obligationen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ, bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Wriezen. 
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Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden; doch ſoll 


demjenigen, welcher den Berluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 


Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisvertretung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons glaubhaft nachweiſt, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag 
der angemeldeten und bis dahin noch nicht vorgekommenen Zinskupons aus⸗ 
gezahlt werden. ö 

$. 8. 


Fuͤr die Sicherheit der durch dieſe Anleihe eingegangenen Verpflichtungen 
haftet der Oberbarnimſche Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 
Ne 
Die Obligationen werden von einer für dieſe Angelegenheit gewählten 
Kreiskommiſſion eigenhaͤndig unterſchrieben, die Zinskupons werden mit den 
gedruckten Namen von drei Mitgliedern dieſer Kommiſſion verſehen und von 
einem Kreisbeamten eigenhaͤndig kontraſignirt. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 


Oberbarnimſche Kreis⸗ Obligation 


Ei N 
b Thaler. 
Der Oberbarnimſche Kreis verſchuldet dem Inhaber dieſer Schuldverſchreibung 
die Summe von Thalern, deren baarer Empfang hierdurch beſcheinigt 
wird. ; 


Diefe Summe bildet einen Theil der Anleihe, welche der Oberbarnimſche 
Kreis auf Grund des Kreistagsbeſchluſſes vom 5. September 1865. und des 
Allerhoͤchſten Privilegii vum (Gefeg-Samml. ..... Seite ) 
aufgenommen hat. 

Der umſtehend abgedruckte Plan enthaͤlt die Bedingungen der Anleihe 
und es erfolgt die Zurückzahlung des aufgenommenen Kapitals durch Auslooſung 
und jaͤhrliche Amortiſation einzelner Obligationen. 

Bis zur Amortiſation wird das Kapital mit jaͤhrlich fuͤnf Prozent in 
halbjaͤhrlichen Terminen verzinſt. 


Mit dieſer Obligation find zugleich ... Stuͤck Zinskupons und ein 
Talon ausgegeben. 
Freienwalde a. d. O., den en „ 18. 
Die Kreisſtändiſche Kommiſſion. 
(Unterſchriften,) 


Pro⸗ 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk potsdam. 
„ter Zins ⸗ Kupon te Serie 


zur 
Oberbarnimſchen Kreis Obligation 
Int 3 
het. Thaler. ö 
Inhaber dieſes Zinsſcheins erhalt am die halbjaͤhrigen 
Zilien mit gegen Ruͤckgabe deſſelben. 
Freienwalde g d 8 18. 


Die, Kreisſtändiſche Kommiſſion. 


(Namen dreier Mitglieder.) 


Dieſer Kupon wird unguͤltig, wenn ſein Eingetragen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom im Regiſter 
Ablaufe des Kalenderjahres der Fälligkeit ab 5 
gerechnet, erhoben wird. (unterſchrift.) 


Provinz Brandenburg, Xegierungsbezirk potsdam. 


ao 


a zur i 
Oberbarnimſchen Kreis⸗ Obligation 
N Liter ee 
übern... Thaler. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe 
die .. te Serie der Zinskupons nebſt Talon 
far die Jahre on bis 


zu der obenbezeichneten Obligation bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe hierſelbſt, ſo⸗ 
fern nicht von dem Inhaber dieſer Obligation rechtzeitig Widerſpruch erhoben 
worden iſt. ; 


Freienwalde g d , nn 18 
Die Kreisſtändiſche Kommiſſion. 
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u. 
(Nr. 6296.) Bekanntmachung, betreffend bie Allerhoͤchſte Genehmigung des unter dem 3. Fe⸗ 
\ bruar 1866. notariell verlautbarten Nachtrages zu dem Statute der Aktien— 
Geſellſchaft „Charlottenhuͤtte“ zu Niederſchelden, im Kreiſe Siegen, Nez 

gierungsbezirk Arnsberg. Vom 15. Maͤrz 1866. 


8 Des Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 12. März . 
1866. den von dem Vorſtande der Aktiengeſellſchaft „Charlottenhuͤtte“ zu 
Niederſchelden in der Verhandlung vom 3. Februar d. J. notariell verlaut⸗ 
barten Nachtrag zu dem Geſellſchaftsſtatute vom e 1864. zu geneh⸗ 
migen geruht. 

Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 15. Maͤrz 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
i Gr. v. Itzenplitz. 


(Fr. 6297.) Statut für den Verband zur Regulirung des Damm-Muͤhlen-Fließes bei 
Friedland, Kreis Luͤbben. Vom 26. Maͤrz 1866. i 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, auf Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mai 1853. (Geſetz⸗ 
Samml. vom Jahre 1853. S. 183.), nach Anhoͤrung der Betheiligten, was folgt: 
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Die Beſitzer der im Luͤbbener Kreiſe bei Friedland im Thale des Damm⸗ 

Muͤhlen⸗Fließes oberhalb und unterhalb der Dammmuͤhle, ſowie in dem von 

Friedland nach Zeuſt hin ſich erſtreckenden Seitenthale belegenen Wieſen, welche 

in dem von dem Deichinſpektor Schultze unterm 13. Dezember 1865. auf⸗ 

geſtellten Beitragskataſter verzeichnet ſind, werden zu einer Genoſſenſchaft unter 
der Benennung: 


„Verband zur Regulirung des Damm-Muͤhlen-Fließes“ 
vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Entwäfferung zu verbeſſern. 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Beeskow. 


Das Meliorationsgebiet iſt auf der vom Regierungs⸗Geometer Auguſt im 
Jahre 
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Jahre 1864. zuſammengeſtellten Spezialkarte des Damm⸗Muͤhlen⸗Fließes bei 
Friedland verzeichnet und enthaͤlt nach dem erwaͤhnten Kataſter: 
a) in der Abtheilung oberhalb der Dammmuͤhle 299 ¾% Morgen, 
b) in der Abtheilung unterhalb der Dammmuͤhle 146/00 - 


überhaupt alſo 445/00 Morgen. 


H. 2. 

Dem Verbande liegt ob, den vom Deichinſpektor Schultze unterm 4. No- 
vember 1864. entworfenen Meliorationsplan ſo, wie derſelbe bei der Super⸗ 
reviſion feſtgeſtellt worden, mit der Maaßgabe zur Ausfuͤhrung zu bringen, 
daß eine Vertiefung der Sohle des aus dem Zeuſter See kommenden Grabens 
nur bis zur Zeuſt⸗Friedlaͤnder Feldmarksgrenze hinauf ſtattzufinden hat, und 
die projektirte Erbauung eines neuen Stauwerkes an Stelle der zu kaſſirenden 
gegenwärtigen Stauanlagen der Dammmuͤhle vorläufig unterbleibt. 

Auch hat der Verband das Damm-Muͤhlen- Fließ und den Zeuſter 
Graben, ſoweit beide Laͤufe der Regulirung unterliegen, kuͤnftig zu unterhalten, 
wogegen die Unterhaltung der beiden umzubauenden Bruͤcken den bisherigen 
Verpflichteten verbleibt. 

Erhebliche Abaͤnderungen des Regulirungsplanes, welche im Laufe der 
Ausfuͤhrung nothwendig erſcheinen, duͤrfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


H. 3. 

Wenn ſpaͤter die Einrichtung von Anlagen zur Bewaͤſſerung der zum 
Verbande gehoͤrigen Wieſen oder zum Anſtauen des Waſſers in den regulirten 
Graͤben und Fließen Behufs Herbeifuͤhrung eines erhoͤheten Feuchtigkeitsgrades 
des Untergrundes als nuͤtzlich ſich ergeben und von betheiligten Grundbeſitzern 
verlangt werden ſollte, ſo hat der Verband dergleichen Anlagen, ſoweit ſolche 
unbeſchadet des Zweckes der auszufuͤhrenden Regulirung moͤglich ſind, zu ver⸗ 
mitteln und noͤthigenfalls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durch- 
zuführen, nachdem der Plan dafür von der Regierung in Frankfurt a. d. O. 
feſtgeſtellt iſt. 

Die Organe des Verbandes haben auch ſolche Anlagen, gleich den Haupt⸗ 
anlagen des Verbandes, zu beaufſichtigen. f 


H. 4. 


Der zur Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes erforderliche Grund und 
Boden iſt von den Genoſſen des Verbandes unentgeltlich herzugeben, wogegen 
ihnen die Benutzung der Boͤſchungen verbleibt und die eingehenden Fließ⸗ und 
Grabenſtrecken innerhalb ihrer Grenze zufallen. 

Sollte aus dieſer Beſtimmung in einzelnen Fällen eine offenbare Härte 
hervorgehen, ſo iſt eine billige Entſchaͤdigung zu gewaͤhren, die der Vorſtand 
des Verbandes feſtzuſetzen hat. — Gegen dieſe Feſtſetzung findet nur Berufung 
an das Schiedsgericht (§. 15.) ſtatt. | 

Gr. 6297.) 25* Die 


Die Erwerbung des Staurechts und der zur Ausuͤbung deſſelben vor⸗ 
handenen Stauanlagen der Dammmühle, ſowie der für die Zwecke der Ge: 
noſſenſchaft etwa noͤthigen Grundſtuͤcke, welche nicht zum Verbande gehören, 
erfolgt im Mangel guͤtlicher Einigung nach den diesfaͤlligen Vorſchriften des 
Geſetzes über die Benutzung der Privatfluſſe vom 28. Februar 1843, 

Hinſichtlich der Auszahlung und Verwendung der Geldverguͤtigungen, 
welche der Verband fuͤr Grundſtuͤcke oder Berechtigungen, die er zu ſeinen 
Zwecken erwirbt, zu leiſten hat, finden die fuͤr den Chauſſeebau der Provinz 
Brandenburg beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung. 


§. 5. 
Die Koſten der Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes werden in den beiden 
im H. 1. gedachten Abtheilungen des Meliorationsgebietes von den Beſitzern 
der den einzelnen Abtheilungen angehoͤrigen Grundſtücke geſondert aufgebracht. 
In jeder Abtheilung bildet das Verhaͤltniß des durch die Melioration 
abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils mit Beruͤckſichtigung 
der Bodenqualität der betheiligten Grundſtucke den Beitragsmaaßſtab. 
Derſelbe iſt fuͤr jetzt dahin normirt, daß: 
a) für die Abtheilung oberhalb der Dammmuͤhle 
drei Klaſſen gebildet ſind, von denen 
ö die I. pro Morgen 5 Theile, 
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ee 
beizutragen hat, und 
b) für die Abtheilung unterhalb der Dammmuͤhle 
lediglich die betheiligten Flächen als maaßgebend angenommen find. 

Die hiernach geſchehene Klaſſifikation weiſt das im H. 1. erwähnte 
Schultzeſche Kataſter nach, in welchem die der Abtheilung unterhalb der Damm⸗ 
muͤhle angehoͤrigen Grundſtuͤcke in der IV. Klaſſe verzeichnet ſind. 

Nach dieſem Kataſter werden die Koſten der Ausfuͤhrung des Meliora⸗ 
tionsplanes vorläufig, und vorbehaltlich kuͤnftiger Ausgleichung nach Maaßgabe 
des definitiven Kataſters (§. 6.), von den Genoſſen des Verbandes entrichtet. 
Die Koſten der kuͤnftigen Unterhaltung der gemeinſamen Entwaͤſſerungsanlagen 
des Verbandes tragen die Verbandsgenoſſen lediglich nach Verhaͤlkniß ihrer 
betheiligten Flaͤchen. 

H. 6. 


Sobald die Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes vollſtaͤndig erfolgt iſt, 
findet eine Reviſion des gegenwaͤrtigen Kataſters Behufs deſſen definitiver Feſt⸗ 
ſtellung durch zwei von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. zu ernennende 
Sachverſtaͤndige unter Leitung des Regierungskommiſſars ſtatt. Bei dieſer 
Reviſion können auf Antrag der Sachverſtaͤndigen die Klaſſen und deren Werths⸗ 
fäße von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. mit Genehmigung des Miniſters 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten auch anderweitig feſtgeſetzt ne 

as 
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Das nach den Reſultaten der Revifion berichtigte Kataſter wird dem 
Vorſtande des Verbandes und dem Magiſtrate zu Friedland in je einem voll⸗ 
ftändigen Exemplare mitgetheilt und zugleich eine vierwoͤchentliche Friſt, innerhalb 
welcher das Kataſter bei dem Direktor des Verbandes und im Magiſtratslokale 
zu Friedland, ſowie bei dem Regierungskommiſſar eingeſehen und Beſchwerde 
dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann, den Beſitzern der zum 
Gemeindeverbande von Friedland gehoͤrigen Grundſtuͤcke des Meliorationsgebietes 
durch den Magiſtrat von Friedland in ortsuͤblicher Weiſe, allen uͤbrigen Ver⸗ 
bandsgenoſſen aber durch den Regierungskommiſſar ſpeziell bekannt gemacht. 

Nach Ablauf der vierwoͤchentlichen Friſt werden die angebrachten Beſchwerden 
von dem Kommiſſarius und den beiden Sachverſtaͤndigen, welche die Kataſter⸗ 
reviſion ausgefuͤhrt haben, und denen bei Streitigkeiten wegen der Waſſer⸗ 
verhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann, erforderlichenfalls 
durch einen vereideten Feldmeſſer, beziehungsweiſe Vermeſſungsreviſor, unter 
Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer und eines Vorſtandsdeputirten unterſucht. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. — Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderenfalls haben 
die Sachverſtaͤndigen ihr Gutachten zu Protokoll zu motiviren und erfolgt ſodann 
die Entſcheidung durch die Regierung zu Frankfurt a. d. O. 

Wird die Beſchwerde verworfen, jo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. Innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung 
der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten zulaͤſſig. Die Anmeldung deſſelben muß bei dem Regierungs⸗ 
kommiſſar erfolgen. Sobald die Reklamationen beſeitigt ſind, wird das Kataſter 
von der Regierung definitiv feſtgeſtellt, ausgefertigt und dem Vorſtande des 
Verbandes uͤbermittelt. Der Letztere hat demnaͤchſt das Erforderliche wegen 
der vorbehaltenen Ausgleichung hinſichtlich der bis zu dieſem Zeitpunkte von 
den Verbandsgenoſſen erhobenen Koſten zu veranlaſſen. 


He 7. 


Die Beitragspflicht ruht unabloͤslich auf den zum Verbande gehoͤrigen 
Grundſtuͤcken und bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 

5 Ihre Erfuͤllung kann im Wege der adminiſtrativen Exekution erzwungen 
werden. 

Letztere findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere Beſitzer 
eines verpflichteten Grundſtuͤckes, vorbehaltlich ihres Regreſſes an den eigentlich 
Verpflichteten. 

Bei Beſitzveraͤnderungen kann ſich der Verband auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthuͤmer ſo lange halten, bis dem Vorſtande die Beſitzveraͤnderung 
zur Berichtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß auf 
Grund dieſer Nachweiſe die Berichtigung erfolgen kann. 


Bei vorkommenden Parzellirungen muͤſſen die Leiſtungen an den Verband 


auf die Trennſtuͤcke verhaͤltniß mäßig repartirt werden. Auch die kleinſte Parzelle 
zahlt mindeſtens Einen Pfennig jaͤhrlich. f 
(Nr. 6297.) | H. 8. 


RS RER g H. 8. 

An der Spitze des Verbandes ſteht als Direktor der jedesmalige Königliche 
Domainen⸗Rentbeamte zu Friedland. 

Derſelbe führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts 
und den Beſchluͤſſen des Vorſtandes; er vertritt die Genoſſenſchaft in allen 
Angelegenheiten, dritten Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber, in und außer 
Gericht. 

Insbeſondere hat er 

a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſetzten 
Meliorationsplane mit Huͤlfe eines aus der Staatskaſſe zu remuneriren⸗ 
den Technikers zu veranlaſſen, und nach deren Vollendung fuͤr die 

Inſtandhaltung und Beauffichtigung Sorge zu tragen; 

b) die Beitraͤge nach den Beſchluͤſſen des Vorſtandes auszuſchreiben und 
— im Fall der Saͤumniß — durch Exekution einzuziehen, die Zahlungen 
auf die Genoſſenſchaftskaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung zu 
revidiren; 

c) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden def- 
ſelben zu unterzeichnen; jedoch iſt zur Abſchließung von Vertraͤgen und 
Vergleichen die Genehmigung des Vorſtandes erforderlich; 

d) Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der etwa beſonders dazu zu erlaſſenden Reglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen läßt der Direktor die Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu ernennen⸗ 
den Stellvertreter leiten. 

§. 9. 

Dem Direktor wird ein Vorſtand von drei Mitgliedern beigeordnet, welche 
unter dem Vorſitze des Erſteren nach Stimmenmehrheit bindende Beſchluͤſſe fuͤr 
den Verband zu faſſen, den Direktor in ſeiner Geſchaͤftsfuͤhrung zu unterſtuͤtzen 
und das Beſte des Verbandes uͤberall wahrzunehmen haben. 

Der Vorſtand iſt beſchlußfaͤhig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens 
noch zwei Mitglieder anweſend ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. 

| $. 10. 


Die Vorſtandsmitglieder werden aus den Verbandsgenoſſen durch die 
Friedlaͤnder Stadtverordneten⸗Verſammlung auf ſechs Jahre gewählt, und zwar 
zwei Mitglieder aus den zur Abtheilung oberhalb der Dammmuͤhle und Ein 
Mitglied aus den zur Abtheilung unterhalb der Dammmuͤhle gehoͤrigen Genoſſen. 
f In gleicher Weife wird fuͤr jedes Vorſtandsmitglied ein Stellvertreter 

gewaͤhlt, welcher in Behinderungsfaͤllen des Erſteren einzutreten hat. 
Jeder Verbandsgenoſſe iſt verpflichtet, die auf ihn fallende Wahl an⸗ 
zunehmen. ö N 
Die 


or 


Die Borſtandsmitglieder, ſowie deren Stellvertreter werden durch den 
Direktor des Verbandes mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt verpflichtet. 


. 


Der Direktor, die Vorſtandsmitglieder und deren Stellvertreter verwalten 
ihre Aemter unentgeltlich. 

Dem Erſteren iſt eine Entſchaͤdigung für Buͤreauaufwand zu gewähren, 
welche die Regierung zu Frankfurt a. d. O. nach Anhoͤren des Vorſtandes 
feſtſetzt. Auch hat er Anſpruch auf Erſtattung ſonſtiger baaren Auslagen. 


§. 12. 


Der Vorſtand waͤhlt einen Rendanten fuͤr die Verwaltung der Kaſſe 
des Verbandes und bewilligt demſelben noͤthigenfalls eine Remuneration. 
Der Rendant wird in gleicher Weiſe durch den Direktor verpflichtet, 
wie die Vorſtandsmitglieder. 
H. 13. 


Der Vorſtand verſammelt ſich alle Jahre regelmaͤßig zweimal zur 
Fruͤhjahr⸗ und Herbſtgrabenſchau im Mai und Oktober, um den Etat feſt⸗ 
1 die Jahresrechnung abzunehmen und die ſonſt noͤthigen Beſchluͤſſe zu 
faſſen. a 0 
Im Fall der Nothwendigkeit kann der Direktor den Vorſtand außer⸗ 
ordentlich berufen. 0 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Faͤlle muß dieſelbe wenigſtens ſieben 
freie Tage vor der Verhandlung ſtattfinden. 5 

Wer am Erſcheinen behindert iſt, muß die Vorladung ſeinem Stell⸗ 
vertreter ohne Verzug mittheilen. 

Die Beſchluͤſſe des Vorſtandes und die Namen der dabei anweſend 
geweſenen Mitglieder find in ein beſonderes Buch einzutragen und von dem 
Vorſitzenden und mindeſtens Einem Mitgliede der betreffenden Verſammlung zu 
unterzeichnen. 

H. 14. 

An den vom Verbande zu unterhaltenden Entwaͤſſerungszuͤgen muͤſſen 
drei Fuß, vom oberen Rande der Böfchung ab gerechnet, unbeackert und mit 
dem Weidevieh verſchont bleiben. Baͤume und Hecken duͤrfen auf einer Ent⸗ 
fernung von ſechs Fuß nicht geduldet werden. Bei der Räumung muſſen die 
Eigenthuͤmer der angrenzenden Grundſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum 
ihnen dagegen zufaͤllt, aufnehmen und binnen acht Tagen nach der Raͤumung — 
wenn aber die Räumung vor der Ernte geſchieht, binnen acht Tagen nach 
der Ernte — bis auf Eine Ruthe Entfernung von dem Borde wegichaffen. 
Aus beſonderen Gründen kann der Direktor ausnahmsweiſe dieſe Friſt ver- 
laͤngern. 

$. 15. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
(Nr. 6297.) Eigen⸗ 


. 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinsamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des anderen Ge⸗ 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides ab gerechnet, bei dem Direktor des Verbandes angemeldet 
werden muß. i 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
trägt die Koſten. Das Schiedsgericht beſteht aus dem jedesmaligen Verwalter 
des Richteramts bei der Kreisgerichtskommiſſion zu Friedland als Vorſitzenden 
und zwei Beiſitzern, welche letztere nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden gleich 
den Vorſtandsmitgliedern durch die Friedlaͤnder Stadtverordneten-Verſammlung 
jedesmal auf ſechs Jahre gewaͤhlt werden. 

Waͤhlbar find nur folche Perſonen, welche die Eigenſchaften eines Ge⸗ 
meindewaͤhlers haben und nicht Mitglieder des Verbandes ſind. 

Wenn der Verwalter des Richteramts bei der Kreisgerichtskommiſſion 
zu Friedland ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo ernennt die Regierung 
zu Frankfurt a. d. O. fuͤr die Dauer dieſes Verhaͤltniſſes den Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts. 

H. 16. 

Der Verband ſteht unter der Oberaufſicht des Staates, welche von der 
Regierung zu Frankfurt a. d. O. und von dem Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſes Statuts und ſonſt in dem 
Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden 
zuſtehen, ausgeuͤbt wird. 

47 


Ohne landesherrliche Genehmigung darf keine Abaͤnderung dieſes Statuts 
vorgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 26. Maͤrz 1866. 
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